
1. Setzt das Verwaltungsgericht die Abschiebung eines Asylbewerbers in einen für die Durchführung
des Asylverfahrens zuständigen Staat aus, beginnt die in Art. 19 Abs. 3 Dublin II-VO vorgesehene
Frist nicht zu laufen (im Anschluss an EuGH, Urt. v. 29.1.2009 - C-19/08 <Petrosian> - NVwZ 2009,
639).

2. Die Vermutung, dass die Behandlung der Asylbewerber in jedem einzelnen Mitgliedstaat der Union
in Einklang mit den Erfordernissen der Charta sowie mit der Genfer Flüchtlingskonvention und der
Europäischen Menschenrechtskonvention steht, ist widerlegt, wenn ernsthaft zu befürchten ist, dass
das Asylverfahren und die Aufnahmebedingungen für Asylbewerber im zuständigen Mitgliedstaat
grundlegende Mängel aufweisen, die eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung der an
diesen Mitgliedstaat überstellten Asylbewerber im Sinne von Art. 4 der Charta implizieren. Der
Mitgliedstaat, der die Überstellung vornehmen müsste, ist in einem solchen Fall verpflichtet, den
Asylantrag selbst zu prüfen, sofern nicht ein anderer Mitgliedstaat als für die Prüfung des Asylantrags
zuständig bestimmt werden kann (im Anschluss an EuGH, Urt. 21.12.2011 - C-411/10 und C-493/10 -
NVwZ 2012, 417).

3. Die Pflicht des Gerichts, die Streitsache spruchreif zu machen, gilt auch in Verfahren, in denen das
Bundesamt einen Asylantrag zu Unrecht als unzulässig abgewiesen hat. Das Verwaltungsgericht darf
sich somit auch in einem solchen Fall nicht damit begnügen, die Ablehnung aufzuheben, sondern hat
die notwendigen Prüfungen und Feststellungen selbst vorzunehmen und sodann abschließend in der
Sache zu entscheiden (im Anschluss an BVerwG, Urt. v. 10.2.1998 - 9 C 28.97 - BVerwGE 106, 171).

4. Kurden yezidischer Religionszugehörigkeit sind jedenfalls im Distrikt Sheikhan keiner Gruppen-
verfolgung durch nichtstaatliche "Akteure" ausgesetzt.

(Amtliche Leitsätze)

A 2 S 1355/11

Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg

Urteil vom 19.06.2012

T e n o r

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Verwaltungsgerichts Stuttgart vom 29. September
2009 - A 6 K 3484/08 - geändert. Die Klage wird abgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens in beiden Rechtszügen.

Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d

Der Kläger begehrt seine Anerkennung als Asylberechtigter.

Der Kläger, ein nach seinen Angaben am ...1985 in Sheikhan geborener irakischer Staatsangehöriger

kurdischer Volkszugehörigkeit und yezidischen Glaubens, reiste am 3.2.2008 auf dem Landweg in die

Bundesrepublik Deutschland ein und beantragte seine Anerkennung als Asylberechtigter. Zur Begrün-

dung machte er geltend, er stamme aus dem im Sheikhan gelegenen Dorf Essya (gemeint wohl Esyan).

Seine Familie, zu der außer seinen Eltern sieben Brüder und sechs Schwestern gehörten, lebe noch mit

Ausnahme eines Bruders im Sheikhan. Er habe den Irak im Dezember 2004 verlassen und sich
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zunächst einige Monate in Griechenland aufgehalten. Er sei dann nach Holland geflogen und habe dort

einen Asylantrag gestellt. Die holländischen Behörden hätten den Antrag im Mai 2006 abgelehnt und

ihn zurück nach Griechenland geschickt, wo er zunächst in Abschiebehaft genommen worden sei.

Nach seiner Freilassung sei er in den Irak zurückgekehrt. Am 22.1.2008 habe er den Irak wieder ver-

lassen und sei über die Türkei nach Deutschland gereist. Der Grund dafür sei, dass er als Yezide von

den Leuten merkwürdig angeschaut worden sei. Er habe auch schon gehört, dass in anderen yezidi-

schen Dörfern Leute überfallen worden seien. Er selbst sei aber weder bedroht noch in anderer Weise

behelligt worden.

Nachdem das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (im Folgenden: Bundesamt) festgestellt hatte,

dass der Kläger bereits am 23.5.2006 einen Asylantrag in Griechenland gestellt hatte, ersuchte es mit

Schreiben vom 10.4.2008 die griechischen Behörden um Aufnahme des Klägers. Das Ersuchen blieb

trotz einer mit Schreiben vom 14.5.2008 erfolgten Erinnerung unbeantwortet.

Das Bundesamt lehnte daraufhin mit Bescheid vom 8.9.2008 den Asylantrag des Klägers als unzuläs-

sig ab und ordnete die Abschiebung des Klägers nach Griechenland an. Zur Begründung führte es aus,

der Asylantrag sei gemäß § 27a AsylVfG unzulässig, da Griechenland aufgrund des dort bereits

gestellten Asylantrags gemäß Art. 16 Abs. 1 Buchst. e Dublin II-VO für die Behandlung des Antrags

zuständig sei.

Der Kläger hat am 9.9.2008 beim Verwaltungsgericht Stuttgart Klage erhoben und beantragt, den

Bescheid des Bundesamts vom 8.9.2008 aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, ihm die Flücht-

lingseigenschaft gemäß § 60 Abs. 1 AufenthG zuzuerkennen, hilfsweise die Beklagte zu verpflichten,

Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 2, Abs. 3 oder Abs. 7 S. 2 AufenthG festzustellen, weiter hilfs-

weise die Beklagte zu verpflichten, Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 oder Abs. 7 S. 1 AufenthG

festzustellen. Der Kläger hat ferner am gleichen Tag einen Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz

gestellt, auf den das Verwaltungsgericht die Beklagte mit Beschluss vom 16.10.2008 durch eine

einstweilige Anordnung verpflichtet hat, Maßnahmen zum Vollzug der Verbringung des Antragstel-

lers nach Griechenland vorläufig für die Dauer von sechs Monaten auszusetzen und für den Fall, dass

die zuständige Ausländerbehörde von der Abschiebungsanordnung bereits in Kenntnis gesetzt worden

sei, dieser mitzuteilen, dass eine Abschiebung nach Griechenland vorläufig für die Dauer von sechs

Monaten nicht durchgeführt werden dürfe.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt.

Mit Urteil vom 29.9.2009 hat das Verwaltungsgericht den Bescheid des Bundesamts vom 8.9.2008

aufgehoben und die Beklagte zu der Feststellung verpflichtet, dass die Voraussetzungen des § 60 Abs.

1 AufenthG vorliegen und dem Kläger die Flüchtlingseigenschaft zuzuerkennen ist. Zur Begründung

hat das Verwaltungsgericht ausgeführt, der Asylantrag des Klägers sei nicht mehr gemäß § 27 a
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AsylVfG unzulässig, da die Beklagte inzwischen für das Asylverfahren des Klägers zuständig gewor-

den sei. Zwar sei ursprünglich Griechenland für das Asylverfahren des Klägers zuständig gewesen, da

der Kläger bereits am 23.5.2006 auf dem Flughafen von Athen einen Asylantrag gestellt habe. Die

Zuständigkeit für die Prüfung des Asylantrags des Klägers sei jedoch gemäß Art. 19 Abs. 4 Dublin II-

VO von Griechenland auf die beklagte Bundesrepublik Deutschland übergangen, da der Kläger nicht

innerhalb der in Art. 19 Abs. 3 Dublin II-VO vorgesehenen Frist an Griechenland überstellt worden

sei. Zwar habe die erkennende Kammer die Beklagte mit Beschluss vom 16.10.2008 durch eine einst-

weilige Anordnung verpflichtet, Maßnahmen zum Vollzug der Verbringung des Antragstellers nach

Griechenland vorläufig für die Dauer von sechs Monaten auszusetzen. Diese einstweilige Anordnung

stelle jedoch keinen Rechtsbehelf dar, der aufschiebende Wirkung habe. Der Beschluss habe daher

keinen Einfluss auf den Ablauf der für die Überstellung geltenden Frist. Der zulässig gewordene Asyl-

antrag des Klägers sei auch begründet, da dem Kläger bei einer Rückkehr in den Irak eine religiös

motivierte Verfolgung durch nichtstaatliche Akteure im Sinne des § 60 Abs. 1 S. 4 Buchst. c

AufenthG drohe. Die Beklagte gehe bei Yeziden, soweit sie aus dem Zentralirak oder dem Süden des

Landes stammten, grundsätzlich von einer Gruppenverfolgung durch nichtstaatliche Akteure aus.

Nach dem Gutachten des Europäischen Zentrums für kurdische Studien vom 26.5.2008 liege das

Sheikhan-Gebiet im Grenzgebiet zwischen Zentral- und Nordirak. Es gehöre verwaltungstechnisch

und rechtlich zur Provinz Niniwe/Mosul und stehe damit de jure unter zentralirakischer Verwaltung.

Mithin treffe die von der Beklagten für Yeziden aus dem Zentralirak angenommene Gruppen-

verfolgung auch für die aus dem Sheikhan-Gebiet stammenden Yeziden zu.

Gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts richtet sich die vom Senat mit Beschluss vom 2.2.2010

zugelassene Berufung der Beklagten. Auf Antrag der Beteiligten hat der Senat mit Beschluss vom

29.6.2010 das Ruhen des Verfahrens angeordnet. Die Beklagte hat das Verfahren am 25.3.2011 wieder

angerufen.

Die Beklagte macht geltend, das Verwaltungsgericht sei zu Unrecht der Ansicht, dass die Zuständig-

keit für die Prüfung des Asylantrags des Klägers gemäß Art. 19 Abs. 4 Dublin II-VO von Griechen-

land auf Deutschland übergangen sei. Die sechsmonatige Frist für den Übergang der Zuständigkeit

beginne erst ab dem Zeitpunkt zu laufen, ab dem die Behörde den Bescheid auch vollziehen könne

und sich dabei ausschließlich den technischen Problemen der Überstellung widmen könne. Unabhän-

gig davon halte das Verwaltungsgericht den Asylantrag auch zu Unrecht für in der Sache begründet.

Nach dem Vorbringen des Klägers sei nicht ersichtlich, dass dieser den Irak unter dem Druck indivi-

duell erlittener oder unmittelbar drohender Verfolgung verlassen habe. Eine gruppenspezifische

Gefährdung der Yeziden im Irak lasse sich nicht feststellen.
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Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Verwaltungsgerichts Stuttgart vom 29. September 2009 - A 6 K 3484/08 - zu
ändern und die Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Berufung zurückzuweisen.

Er verteidigt das angefochtene Urteil.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die Akten des Verwaltungsgerichts sowie

auf die Schriftsätze der Beteiligten Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

Die Berufung der Beklagten ist begründet. Das Verwaltungsgericht hat dem Hauptantrag des Klägers

zu Unrecht entsprochen. Die Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 AufenthG liegen entgegen seiner

Ansicht nicht vor (unten I). Die Voraussetzungen eines Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 2, 3 oder

7 S. 2 AufenthG bzw. § 60 Abs. 5 oder 7 S. 1 AufenthG sind ebenfalls nicht gegeben, so dass die

Klage auch mit den vom Kläger gestellten Hilfsanträgen keinen Erfolg haben kann (unten II).

I.

Das Verwaltungsgericht hat die Beklagte zu Unrecht zu der Feststellung verpflichtet, dass die Voraus-

setzungen des § 60 Abs. 1 AufenthG vorliegen und dem Kläger die Flüchtlingseigenschaft

zuzuerkennen ist.

1. Das Verwaltungsgericht hat angenommen, die beklagte Bundesrepublik Deutschland sei für das

Asylverfahren des Klägers zuständig, auch wenn der Kläger zuvor einen Asylantrag in Griechenland

gestellt habe. Dem ist im Ergebnis zuzustimmen.

a) Der Kläger hat am 23.5.2006 in Griechenland einen ersten und nach seiner zwischenzeitlichen

Rückkehr in den Irak am 3.2.2008 einen weiteren Asylantrag in Deutschland gestellt. Wegen des

zuvor in Griechenland durchgeführten Asylverfahrens hat das Bundesamt mit Schreiben vom

10.4.2008 ein Aufnahmeersuchen an Griechenland gemäß Art. 16 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung

(EG) Nr. 343/2003 des Rates vom 18.2.2003 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestim-

mung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen in einem

Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zuständig ist, (im Folgenden: Dublin II-VO) gestellt, auf das

Griechenland nicht innerhalb von zwei Monaten geantwortet hat. Nach Art. 18 Abs. 7 Dublin II-VO

ist in einem solchen Fall davon auszugehen, dass der ersuchte Mitgliedstaat die Wiederaufnahme des
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Asylbewerbers akzeptiert, was die Verpflichtung nach sich zieht, die Person aufzunehmen und

angemessene Vorkehrungen für die Ankunft zu treffen.

Das hat auch das Verwaltungsgericht seiner Beurteilung zugrunde gelegt. Es hat gleichwohl

angenommen, dass die Zuständigkeit für die Prüfung des Asylantrags des Klägers gemäß Art. 19 Abs.

4 Dublin II-VO von Griechenland auf die Beklagte übergangen sei, da der Kläger nicht innerhalb der

in Art. 19 Abs. 3 Dublin II-VO vorgesehenen Frist an Griechenland überstellt worden sei. Den

Umstand, dass die erkennende Kammer die Beklagte mit Beschluss vom 16.10.2008 durch eine einst-

weilige Anordnung verpflichtet hat, Maßnahmen zum Vollzug der Verbringung des Antragstellers

nach Griechenland vorläufig für die Dauer von sechs Monaten auszusetzen, hat das Verwaltungs-

gericht dabei für unerheblich erklärt, da diese Anordnung keinen Rechtsbehelf darstelle, der aufschie-

bende Wirkung habe. Der Beschluss habe daher keinen Einfluss auf den Ablauf der für die

Überstellung geltenden Frist. Das steht, wie die Beklagte zu Recht beanstandet, mit Art. 19 Abs. 3

Dublin II-VO nicht in Einklang.

aa) Die Überstellung des Asylbewerbers von dem Mitgliedstaat, in dem der Asylantrag gestellt wurde,

in den zuständigen Mitgliedstaat erfolgt gemäß den nationalen Rechtsvorschriften des ersteren

Mitgliedstaats nach Abstimmung zwischen den beteiligten Mitgliedstaaten, „sobald dies materiell

möglich ist und spätestens innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach der Annahme des Antrags auf

Wiederaufnahme durch den anderen Mitgliedstaat oder der Entscheidung über den Rechtsbehelf, wenn

dieser aufschiebende Wirkung hat“ (Art. 19 Abs. 3 Dublin II-VO). Wird die Überstellung nicht inner-

halb der Frist von sechs Monaten durchgeführt, geht die Zuständigkeit auf den Mitgliedstaat über, in

dem der Asylantrag eingereicht wurde (Art. 19 Abs. 4 Dublin II-VO).

Nach der im deutschen (nationalen) Recht geltenden Regelung in § 34 a Abs. 2 AsylVfG darf die

Abschiebung in einen sicheren Drittstaat nicht nach § 80 oder § 123 VwGO ausgesetzt werden. Das

Gleiche gilt nach der Neufassung dieser Vorschrift durch das Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und

asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union vom 19.8.2007 für die Abschiebung in einen für

die Durchführung des Asylverfahrens zuständigen Staat. Im Hinblick auf das Urteil des Bundesverfas-

sungsgerichts vom 14.5.1996 - 2 BvR 1938/93 - (BVerfGE 94, 49) hat sich das Verwaltungsgericht

trotz dieser Regelung für berechtigt gehalten, die Abschiebung des Klägers nach Griechenland auf

dessen Antrag auszusetzen, da nach den vorliegenden Erkenntnisquellen zur Situation und Behandlung

von Flüchtlingen in Griechenland davon auszugehen sei, dass dem Kläger dort kein Asylverfahren

offen stehe, das die Mindestnormen für Verfahren zur Zuerkennung und Aberkennung der Flücht-

lingseigenschaft gemäß der Europäischen Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1.12.2005 einhalte.

Ebenso wenig sei gewährleistet, dass in Griechenland die Mindestnormen für die Aufnahme von

Asylbewerbern gemäß der Richtlinie 2003/9/EG des Rates vom 27.1.2003 eingehalten würden. Die

Verletzung der genannten Normen und die damit einher gehenden Grundrechts- und Menschenrechts-

verletzungen seien als Sonderfall anzusehen, in dem § 34 a Abs. 2 AsylVfG nicht anzuwenden sei.
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bb) Mit dieser Entscheidung ist entgegen der Ansicht des Verwaltungsgerichts der Lauf der Frist für

die Überstellung des Klägers an Griechenland gehemmt worden.

Die in Art. 19 Abs. 3 Dublin II-VO vorgesehene Frist berücksichtigt die organisatorischen Schwierig-

keiten, die mit der Durchführung der Überstellung verbunden sind, und verfolgt das Ziel, es den

beiden betroffenen Mitgliedstaaten zu ermöglichen, sich im Hinblick auf die Durchführung abzustim-

men, und es insbesondere dem ersuchenden Mitgliedstaat zu erlauben, die Modalitäten für die Durch-

führung der Überstellung zu regeln, die nach den nationalen Rechtsvorschriften dieses letztgenannten

Staates erfolgt. Das gilt auch für den in der Vorschrift genannten Fall, dass der ersuchende Mitglied-

staat einen Rechtsbehelf mit aufschiebender Wirkung kennt und das Gericht dieses Mitgliedstaats

seiner Entscheidung eine derartige Wirkung beilegt, da auch in diesem Fall jeder der beiden betroffe-

nen Mitgliedstaaten bei der Organisation der Überstellung den gleichen praktischen Schwierigkeiten

gegenübersteht und deshalb über die gleiche Frist von sechs Monaten verfügen soll, um die Überstel-

lung des Asylbewerbers zu bewerkstelligen. Der Lauf der in Art. 19 Abs. 3 Dublin II-VO vorgesehe-

nen Frist beginnt daher in dem genannten Fall nicht bereits ab der vorläufigen gerichtlichen Entschei-

dung, mit der die Durchführung des Überstellungsverfahrens ausgesetzt wird, sondern erst ab der

gerichtlichen Entscheidung, mit der über die Rechtmäßigkeit des Verfahrens entschieden wird und die

der Durchführung dieses Verfahrens nicht mehr entgegenstehen kann (EuGH, Urt. v. 29.1.2009 - C-

19/08 <Petrosian> - NVwZ 2009, 639).

Für den Beginn der in Art. 19 Abs. 3 Dublin II-VO vorgesehenen Frist kann es danach entgegen der

Ansicht des Verwaltungsgerichts nicht auf den in den §§ 80, 123 VwGO gemachten Unterschied

zwischen der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs und einer einstweiligen Anordnung

ankommen. Dem Beschluss des Verwaltungsgerichts vom 16.10.2008 liegt die Auffassung zu Grunde,

dass das deutsche (nationale) Recht es unter bestimmten, vom Verwaltungsgericht im vorliegenden

Fall bejahten Voraussetzungen gestattet, die Abschiebung eines Asylbewerbers in einen für die Durch-

führung des Asylverfahrens zuständigen Staat und damit die Durchführung des in der Verordnung

(EG) Nr. 343/2003 vorgesehenen Überstellungsverfahrens auszusetzen. Damit greift die genannte

Überlegung, wonach die betroffenen Mitgliedstaaten auch für den Fall, dass der ersuchende Mitglied-

staat einen Rechtsbehelf mit aufschiebender Wirkung kennt und das Gericht dieses Mitgliedstaats

seiner Entscheidung eine derartige Wirkung beilegt, eine Frist von sechs Monaten verfügen sollen, um

die Überstellung des Asylbewerbers zu bewerkstelligen. Ob die Durchführung des Überstellungs-

verfahrens in Folge einer nach § 80 VwGO oder in Folge einer nach § 123 VwGO getroffenen

gerichtlichen Entscheidung ausgesetzt ist, ist in diesem Zusammenhang ohne Bedeutung.

b) Die Zuständigkeit der Beklagten für die Prüfung des Asylantrags des Klägers ergibt sich jedoch aus

Art. 3 Abs. 2 Dublin II-VO.
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Nach dieser Vorschrift kann jeder Mitgliedstaat einen von einem Drittstaatsangehörigen eingereichten

Asylantrag prüfen, auch wenn er nach den in dieser Verordnung festgelegten Kriterien nicht für die

Prüfung zuständig ist, und wird dadurch zum zuständigen Mitgliedstaat im Sinne der Verordnung. Ob

der Mitgliedstaat von dieser Befugnis Gebrauch macht, steht grundsätzlich in seinem Ermessen, des-

sen Ausübung integraler Bestandteil des im EU-Vertrag vorgesehenen und vom Unionsgesetzgeber

ausgearbeiteten gemeinsamen Europäischen Asylsystems ist (EuGH, Urt. v. 21.12.2011 - C-411/10

und C-493/10 - NVwZ 2012, 417). Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (Urt. v.

21.12.2011, aaO) lässt dieses Asylsystem die Annahme zu, dass alle daran beteiligten Staaten, ob Mit-

gliedstaaten oder Drittstaaten, die Grundrechte beachten, einschließlich der Rechte, die ihre Grundlage

in der Genfer Flüchtlingskonvention und dem Protokoll von 1967 sowie in der Europäischen Men-

schenrechtskonvention finden. Es gilt daher die Vermutung, dass die Behandlung der Asylbewerber in

jedem einzelnen Mitgliedstaat in Einklang mit den Erfordernissen der Charta sowie mit der Genfer

Flüchtlingskonvention und der Europäischen Menschenrechtskonvention steht. Diese Vermutung kann

jedoch widerlegt werden. Sie ist widerlegt, wenn ernsthaft zu befürchten ist, dass das Asylverfahren

und die Aufnahmebedingungen für Asylbewerber im zuständigen Mitgliedstaat grundlegende Mängel

aufweisen, die eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung der an diesen Mitgliedstaat über-

stellten Asylbewerber im Sinne von Art. 4 der Charta implizieren. Der Mitgliedstaat, der die Über-

stellung vornehmen müsste, ist in einem solchen Fall verpflichtet, den Asylantrag selbst zu prüfen,

sofern nicht ein anderer Mitgliedstaat als für die Prüfung des Asylantrags zuständig bestimmt werden

kann.

Nach dem in Anschluss an das Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte vom

21.1.2011 (M.S.S./Belgien und Griechenland) ergangenen Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom

21.12.2011 (aaO) ist davon auszugehen, dass die große Zahl von Asylbewerbern, die in den letzten

Jahren über Griechenland in die Union gelangt sind, es den griechischen Behörden unmöglich

gemacht hat, diesen Zustrom zu bewältigen. Der Europäische Gerichtshof ist deshalb der Meinung,

dass das Asylverfahren und die Aufnahmebedingungen für Asylbewerber in Griechenland grund-

legende Mängel aufweisen, die eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung der an diesen Mit-

gliedstaat überstellten Asylbewerber im Sinne von Art. 4 der Charta implizieren. Die Beklagte hätte

danach den Asylantrag des Klägers nicht als unzulässig abweisen dürfen, sondern den Antrag sachlich

prüfen müssen.

2. Das Verwaltungsgericht hat die somit notwendige sachliche Prüfung des Asylantrags des Klägers

selbst vorgenommen. Das entspricht der Rechtslage.

Nach § 113 Abs. 5 S. 1 VwGO spricht das Gericht, soweit die Ablehnung oder Unterlassung des

begehrten begünstigenden Verwaltungsaktes rechtswidrig ist und den Kläger in seinen Rechten

verletzt, die Verpflichtung der Verwaltungsbehörde zum Erlass dieses Verwaltungsakts aus, wenn die

Sache spruchreif ist. Nach § 86 Abs. 1 VwGO hat das Gericht im Rahmen des Klagebegehrens alle für
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die Entscheidung maßgebenden tatsächlichen Voraussetzungen des geltend gemachten Anspruchs in

eigener Verantwortung festzustellen. Das Gericht muss danach die Streitsache im Sinne des § 113

Abs. 5 S. 1 VwGO in vollem Umfang spruchreif machen. Es ist deshalb grundsätzlich nicht zulässig,

dass das Verwaltungsgericht bei rechtswidriger Verweigerung des begehrten Verwaltungsakts ledig-

lich die Ablehnung aufhebt und der Behörde mit gewissermaßen zurückverweisender Wirkung die

Prüfung und Feststellung der Anspruchsvoraussetzungen aufgibt. Vielmehr hat es die notwendigen

Prüfungen und Feststellungen selbst vorzunehmen und sodann abschließend in der Sache zu entschei-

den (stRspr, vgl. BVerwG, Urt. v. 10.2.1998 - 9 C 28.97 - BVerwGE 106, 171 mit zahlreichen weite-

ren Nachweisen). Die Pflicht des Gerichts, die Streitsache spruchreif zu machen, gilt auch in Verfah-

ren, in denen das Bundesamt - wie hier - einen Asylantrag zu Unrecht als unzulässig abgewiesen hat.

3. Das Verwaltungsgericht ist jedoch bei seiner Prüfung zu Unrecht zu dem Ergebnis gelangt, dass

dem Kläger gemäß § 60 Abs. 1 AufenthG die Flüchtlingseigenschaft zuzuerkennen ist. Die dafür

erforderlichen Voraussetzungen liegen entgegen seiner Ansicht nicht vor.

a) Nach § 60 Abs. 1 S. 1 AufenthG darf ein Ausländer in Anwendung des Abkommens vom 28. Juli

1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl 1953 II S. 559) nicht in einen Staat abgeschoben

werden, in dem sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit,

seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Über-

zeugung bedroht ist. Anders als im Anwendungsbereich des Art. 16a Abs. 1 GG, der grundsätzlich nur

Schutz vor staatlicher Verfolgung gewährt, kann eine Verfolgung in diesem Sinne gemäß § 60 Abs. 1

Satz 4 AufenthG ausgehen von (a) dem Staat, (b) Parteien oder Organisationen, die den Staat oder

wesentliche Teile des Staatsgebiets beherrschen, oder (c) „nichtstaatlichen Akteuren“, sofern die unter

den Buchstaben a) und b) genannten „Akteure“ einschließlich internationaler Organisationen erwiese-

nermaßen nicht in der Lage oder nicht Willens sind, Schutz vor der Verfolgung zu bieten. Für die

Feststellung, ob eine solche Verfolgung vorliegt, sind gemäß § 60 Abs. 1 S. 5 AufenthG Art. 4 Abs. 4

sowie die Art. 7 bis 10 der Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 über Mindestnormen

für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder

als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu gewähren-

den Schutzes (sog. Qualifikationsrichtlinie, ABl. EU 2004 Nr. L 304 S. 12) ergänzend anzuwenden.

Die Gefahr eigener Verfolgung kann sich nicht nur aus gegen den Ausländer selbst gerichteten Maß-

nahmen ergeben, sondern auch aus gegen Dritte gerichteten Maßnahmen, wenn diese Dritten wegen

eines asylerheblichen Merkmals verfolgt werden, das er mit ihnen teilt, und wenn er sich mit ihnen in

einer nach Ort, Zeit und Wiederholungsträchtigkeit vergleichbaren Lage befindet (Gefahr der Grup-

penverfolgung). Die Annahme einer alle Gruppenmitglieder erfassenden gruppengerichteten

Verfolgung setzt - abgesehen von dem hier nicht einschlägigen Fall eines (staatlichen) Verfolgungs-

programms - eine bestimmte „Verfolgungsdichte“ voraus, welche die Vermutung eigener Verfolgung

rechtfertigt. Hierfür ist die Gefahr einer so großen Vielzahl von Eingriffshandlungen in flüchtlings-
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rechtlich geschützte Rechtsgüter erforderlich, dass es sich dabei nicht mehr nur um vereinzelt

bleibende individuelle Übergriffe oder um eine Vielzahl einzelner Übergriffe handelt. Die Verfol-

gungshandlungen müssen vielmehr im Verfolgungszeitraum und Verfolgungsgebiet auf alle sich dort

aufhaltenden Gruppenmitglieder zielen und sich in quantitativer und qualitativer Hinsicht so auswei-

ten, wiederholen und um sich greifen, dass daraus für jeden Gruppenangehörigen nicht nur die

Möglichkeit, sondern ohne weiteres die aktuelle Gefahr eigener Betroffenheit entsteht. Voraussetzung

für die Annahme einer Gruppenverfolgung ist ferner, dass die festgestellten Verfolgungsmaßnahmen

die von ihnen Betroffenen gerade in Anknüpfung an asylerhebliche Merkmale treffen. Darüber hinaus

gilt auch für die Gruppenverfolgung, dass sie mit Rücksicht auf den allgemeinen Grundsatz der

Subsidiarität des Flüchtlingsrechts den Betroffenen einen Schutzanspruch im Ausland nur vermittelt,

wenn sie im Herkunftsland landesweit droht, d.h. wenn auch keine innerstaatliche Fluchtalternative

besteht, die vom Zufluchtsland aus erreichbar sein muss. Diese für die staatliche Gruppenverfolgung

entwickelten Grundsätze sind auch auf die private Verfolgung durch „nichtstaatliche Akteure“ über-

tragbar (BVerwG, Urt. v. 21.04.2009 - 10 C 11.08 - NVwZ 2009, 1237).

b) In Anwendung dieser Grundsätze hat das Verwaltungsgericht das Vorliegen der Voraussetzungen

des § 60 Abs. 1 AufenthG mit der Begründung bejaht, dass die aus dem Sheikhan-Gebiet stammenden

Yeziden einer Gruppenverfolgung durch nichtstaatliche Akteure ausgesetzt seien. Es hat dazu näher

ausgeführt, die Beklagte gehe bei Yeziden, soweit sie aus dem Zentralirak oder dem Süden des Landes

stammten, von einer Gruppenverfolgung durch nichtstaatliche Akteure aus. Nach dem Gutachten des

Europäischen Zentrums für kurdische Studien (EZKS) vom 26.5.2008 liege das Sheikhan-Gebiet im

Grenzgebiet zwischen Zentral- und Nordirak. Es gehöre verwaltungstechnisch und rechtlich zur

Provinz Niniwe/Mosul und stehe damit de jure unter zentralirakischer Verwaltung. Mithin treffe die

von der Beklagten für Yeziden aus dem Zentralirak angenommene Gruppenverfolgung auch für die

aus dem Sheikhan-Gebiet stammenden Yeziden zu.

Das reicht als Begründung schon für sich genommen nicht aus. Das Verwaltungsgericht hat zum einen

nicht geprüft, ob die Annahme der Beklagten zutrifft, dass Yeziden, soweit sie aus dem Zentralirak

oder dem Süden des Landes stammten, einer Gruppenverfolgung durch nichtstaatliche Akteure aus-

gesetzt sind, sondern hat diese Annahme ohne weiteres als feststehende Tatsache übernommen. Es hat

zum anderen hieraus geschlossen, dass auch die aus dem Sheikhan-Gebiet stammenden Yeziden einer

Gruppenverfolgung durch nichtstaatliche Akteure ausgesetzt seien, da das Sheikhan-Gebiet de jure

unter zentralirakischer Verwaltung stehe, ohne der sich aufdrängenden Frage nachzugehen, ob eine de

jure bestehende Verwaltungshoheit auch bedeutet, dass die betreffenden Gebiete de facto unter

zentralirakischer Verwaltung stehen. Das ist umso weniger zu verstehen, als in dem auch vom

Verwaltungsgericht zitierten Gutachten des EZKS vom 26.5.2008 ausführlich auf diesen Unterschied

eingegangen wird.

c) Die Begründung des Verwaltungsgericht trifft davon abgesehen auch in der Sache nicht zu.
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aa) Das EZKS unterscheidet in seinen Gutachten vom 26.5.2008 und 17.2.2010 zur Gefährdung der im

Irak lebenden Yeziden zwischen verschiedenen Gebieten, nämlich zum einen den de jure (und de

facto) von der Kurdischen Regionalverwaltung verwalteten Gebieten, d.h. den - aus Teilen der Provin-

zen Dohuk, Erbil, Suleymaniya, Kirkuk, Diyala und Niniveh zusammengesetzten - Gebieten, die

bereits im Zeitpunkt des Einmarschs der alliierten Truppen in den Irak (19.3.2003) von den damals

noch zwei kurdischen Regionalregierungen kontrolliert wurden, sowie den „umstrittenen Gebieten“,

d.h. den Gebieten, die sowohl von der Kurdischen Regionalverwaltung als auch der irakischen

Zentralregierung beansprucht werden. Was die zuletzt genannten Gebiete betrifft, wird weiter unter-

schieden zwischen de facto von der Kurdischen Regionalverwaltung verwalteten Gebieten, d.h.

Gebieten, in denen bestimmte Verwaltungs- bzw. Schutzaufgaben von der Kurdischen Regional-

verwaltung bzw. den kurdischen Parteien KDP und PUK übernommen werden, sowie Gebieten, in

denen dies nicht der Fall ist und die somit nicht nur de jure, sondern auch de facto von der irakischen

Zentralregierung verwaltet werden.

Eine exakte Benennung der Gebiete, die de facto von der Kurdischen Regionalverwaltung verwaltet

werden, ist nach den Ausführungen des EZKS nur mit großen Schwierigkeiten möglich. Nach dem

Gutachten vom 17.2.2010 kann jedoch als sicher gelten, dass die Distrikte Sheikhan und al-Sheikhan

insgesamt de facto unter kurdischer Kontrolle stehen (Gutachten, S. 12).

bb) Zu der Frage, ob und inwieweit im Sheikhan-Gebiet lebende Yeziden durch andere Bevölkerungs-

gruppen gefährdet sind, heißt es im Gutachten des EZKS vom 17.2.2010 (S. 23), die Sicherheitslage

im Sheikhan sei insbesondere wegen seiner direkten Verbindung zu den de jure kurdisch verwalteten

Gebieten grundsätzlich besser als im Sindjar. Auch der Bericht der UNAMI (United Nations

Assistance Mission for Iraq) zur Lage in den umstrittenen Gebieten bezeichne die Sicherheitslage im

Sheikhan als vergleichsweise stabil. Für die Zeit zwischen Februar 2007 und September 2008 würden

in diesem Bericht nur fünf registrierte Sicherheitsvorfälle genannt. Auch in den diversen Menschen-

rechtsberichten etc. fänden sich keine Hinweise darauf, dass es im Sheikhan Übergriffe sunnitischer

Extremisten auf Yeziden oder Christen gegeben habe. Auch zu Auseinandersetzungen zwischen

muslimischen und yezidischen Kurden wie am 15.2.2007 in Ain Sifni im Anschluss an einen Konflikt

zwischen Eheleuten solle es seither nicht mehr gekommen sein. Übergriffe gegenüber Yeziden, die in

Opposition zur Politik der kurdischen Allianz stünden, seien ebenfalls nicht dokumentiert. In dem

genannten Gutachten werden lediglich Klagen einzelner Yeziden zitiert, nach denen sie von den

Kurden aus Dohuk, Erbil und Suleymaniya wie Bürger zweiter Klasse behandelt würden. Von yezidi-

scher Seite werde ferner kritisiert, dass Yeziden innerhalb der Sicherheitskräfte (Peschmerga, Polizei,

Geheimdienst) nicht hinreichend repräsentiert seien. Darüber hinaus hätten sich Mitglieder der

antikurdischen Yezidischen Bewegung darüber beklagt, dass sie in Sheikhan kein Parteibüro eröffnen

dürften (S. 23 f.).
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Von einer der aus dem Sheikhan-Gebiet stammenden Yeziden drohenden Gruppenverfolgung durch

nichtstaatliche Akteure kann danach offensichtlich keine Rede sein, da es an der dafür erforderlichen

Verfolgungsdichte fehlt (im Ergebnis ebenso OVG Saarland, Urt. v. 29.3.2012 - 3 A 456/11 - Juris;

OVG NRW, Beschl. v. 28.3.2011 - 9 A 2563/10.A - Juris).

II.

Der Kläger hat auch keinen Anspruch auf die Feststellung von Abschiebungsverboten nach § 60 Abs.

2 bis 7 AufenthG. Das bedarf, was die in § 60 Abs. 2, 3 und 5 AufenthG geregelten Abschiebungs-

verbote betrifft, keiner näheren Begründung. In Betracht zu ziehen ist allein das Bestehen eines

Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 7 S. 2 oder § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG.

1. Nach § 60 Abs. 7 S. 2 AufenthG, mit dem die sich aus Art. 18 in Verbindung mit Art. 15 Buchst. c

Qualifikationsrichtlinie ergebenden Verpflichtungen auf Gewährung eines „subsidiären Schutzstatus“

bzw. „subsidiären Schutzes“ in nationales Recht umgesetzt werden, ist von der Abschiebung eines

Ausländers in einen anderen Staat abzusehen, wenn er dort als Angehöriger der Zivilbevölkerung einer

erheblichen individuellen Gefahr für Leib oder Leben im Rahmen eines internationalen oder inner-

staatlichen bewaffneten Konflikts ausgesetzt ist. Der Begriff des internationalen oder innerstaatlichen

bewaffneten Konflikts in § 60 Abs. 7 S. 2 AufenthG ist unter Berücksichtigung des humanitären

Völkerrechts auszulegen. Danach müssen die Kampfhandlungen von einer Qualität sein, wie sie u. a.

für Bürgerkriegssituationen kennzeichnend sind, und über innere Unruhen und Spannungen wie

Tumulte, vereinzelt auftretende Gewalttaten und ähnliche Handlungen hinausgehen. Bei innerstaat-

lichen Krisen, die zwischen diesen beiden Erscheinungsformen liegen, scheidet die Annahme eines

bewaffneten Konflikts im Sinne von Art. 15 Buchst. c Qualifikationsrichtlinie nicht von vornherein

aus. Der Konflikt muss aber jedenfalls ein bestimmtes Maß an Intensität und Dauerhaftigkeit aufwei-

sen, wofür Bürgerkriegsauseinandersetzungen und Guerillakämpfe typische Beispiele sind (BVerwG,

Urt. v. 24.6.2008, aaO).

Die Frage, ob die derzeitige Situation im Irak die landesweit oder auch nur regional gültige Annahme

eines innerstaatlichen bewaffneten Konflikts rechtfertigt, dürfte hiervon ausgehend zu verneinen sein.

Die Frage kann jedoch auf sich beruhen, da selbst bei der Annahme eines solchen Konflikts ein

Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 7 S. 2 AufenthG nur besteht, wenn der Ausländer einer

erheblichen individuellen Gefahr für Leib oder Leben „im Rahmen“ dieses Konflikts ausgesetzt ist.

Diese Voraussetzungen sind im Fall des Klägers nicht gegeben.

Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 14.7.2009 - 10 C 9.08 - (BVerwGE 134, 188)

kann sich die nach § 60 Abs. 7 S. 2 AufenthG erforderliche Individualisierung der sich aus einem

innerstaatlichen bewaffneten Konflikt ergebenden allgemeinen Gefahr nicht nur aus gefahrerhöhenden

Umständen in der Person des Ausländers ergeben. Sie kann vielmehr unabhängig davon auch bei einer

außergewöhnlichen Situation eintreten, die durch einen so hohen Gefahrengrad gekennzeichnet ist,
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dass praktisch jede Zivilperson allein aufgrund ihrer Anwesenheit in dem betroffenen Gebiet einer

ernsthaften individuellen Bedrohung ausgesetzt wäre. Gefahrerhöhende Umstände in der Person des

Klägers sind nach den oben gemachten Ausführungen zu verneinen. Die erforderliche Individualisie-

rung könnte sich daher nur durch einen besonders hohen Grad der dem Kläger in seiner Heimatregion

drohenden allgemeinen Gefahren ergeben, vor denen er auch in den übrigen Teilen des Irak keinen

Schutz finden kann. Nach den dem Senat zur Verfügung stehenden Erkenntnisquellen lässt sich jedoch

für die Gegend des Sheikhan, aus welcher der Kläger nach seinen Angaben stammt, ein so hoher

Gefahrengrad, dass praktisch jede Zivilperson allein aufgrund ihrer Anwesenheit in diesem Gebiet

einer ernsthaften individuellen Bedrohung ausgesetzt wäre, nicht feststellen.

2. Auch ein (national begründetes) Abschiebungsverbot gemäß § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG ist im Falle

des Klägers nicht erkennbar.

Nach dieser Vorschrift soll von der Abschiebung eines Ausländers in einen anderen Staat abgesehen

werden, wenn diesem dort eine erhebliche konkrete Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit droht. Dies

setzt das Bestehen individueller Gefahren voraus. Beruft sich ein Ausländer hingegen auf allgemeine

Gefahren im Sinne des § 60 Abs. 7 S. 3 AufenthG, die nicht nur ihn persönlich, sondern zugleich die

gesamte Bevölkerung oder seine Bevölkerungsgruppe allgemein treffen, wird - abgesehen von Fällen

der richtlinienkonformen Auslegung bei Anwendung von Art. 15 lit. c der Qualifikationsrichtlinie für

internationale oder innerstaatliche bewaffnete Konflikte - der Abschiebungsschutz grundsätzlich nur

durch eine generelle Regelung der obersten Landesbehörde nach § 60a Abs. 1 S. 1 AufenthG gewährt.

Beim Fehlen einer solchen Regelung kommt die Feststellung eines Abschiebungsverbots nach § 60

Abs. 7 S. 1 AufenthG nur zur Vermeidung einer verfassungswidrigen Schutzlücke in Betracht, d.h. nur

zur Vermeidung einer extremen konkreten Gefahrenlage in dem Sinne, dass dem Ausländer sehenden

Auges der sichere Tod droht oder er schwerste Gesundheitsbeeinträchtigungen zu erwarten hätte (vgl.

BVerwG, Urt. v. 24.6.2008, aaO). Eine solche extreme konkrete Gefahrenlage besteht für den Kläger

im Hinblick auf das oben Ausgeführte nicht.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO.

Die in § 132 Abs. 2 VwGO genannten Voraussetzungen für eine Zulassung der Revision liegen nicht

vor.


